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Hinweise zur Gewährung von Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes nach dem SGB II (Bürgergeld) 

 
I. Allgemeine Hinweise: 
Sie haben heute einen Antrag auf Gewährung von Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes (Bürgergeld) gestellt. Bei positiver Entscheidung über diesen Antrag müssen 
Sie folgende Grundsätze beachten: 
Ziel des Bürgergeldes ist es, die Eigenverantwortung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, zu stärken und dazu 
beizutragen, dass sie ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können. 
Dadurch sollen erwerbsfähige Leistungsberechtigte bei der Aufnahme oder Beibehaltung einer 
Erwerbstätigkeit unterstützt werden und es soll ihnen den Lebensunterhalt sichern, soweit sie 
dies nicht auf andere Weise bestreiten können. 
Mitwirkungspflichten: 
Dies geht jedoch nur mit Ihrer Mitwirkung. Daher müssen erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
und die mit Ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen, alle Möglichkeiten zur Beendigung 
oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit ausschöpfen. Die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
müssen aktiv an allen zumutbaren Maßnahmen zur Eingliederung in Ausbildung bzw. Arbeit 
mitwirken. 
Erreichbarkeit: 
Dies ist jedoch nur möglich, wenn wir Sie an jedem Werktag erreichen können. Sie stellen Ihre 
Erreichbarkeit sicher, wenn Sie sich im näheren örtlichen Bereich aufhalten bzw. sich so 
organisieren, dass Sie in der Lage sind, unsere Mitteilungen und Aufforderungen werktäglich zur 
Kenntnis zu nehmen. Das ist gegeben, wenn es Ihnen werktäglich ohne unzumutbaren Aufwand 
gelingt, das Jobcenter bzw. die für Sie zuständige KCA Region in angemessener Zeitspanne 
aufzusuchen. Sollten Sie sich vorübergehend nicht an Ihrem Wohnsitz aufhalten, haben Sie uns 
dies mindestens 5 Tage im Voraus mitzuteilen. Über die Zustimmung zu einer Ortsabwesenheit 
entscheidet Ihr persönlicher Ansprechpartner/in. Für nähere Erläuterungen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. 
In diesem Zusammenhang möchten wir Sie darüber informieren, dass wir Ihre Leistungen 
einstellen müssen, sollten Sie sich ohne unsere Einwilligung außerhalb des in der 
Erreichbarkeits-Verordnung definierten näheren Bereiches aufhalten und dadurch eine konkrete 
Arbeits- bzw. Ausbildungsaufnahme verhindern. 

Mitteilungspflicht über Änderungen: 
Sie sind verpflichtet uns sofort und unaufgefordert zu benachrichtigen, wenn sich während des 
Bewilligungszeitraumes Änderungen in Ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
ergeben. Dies ist besonders wichtig, da Ihr Bürgergeld auf Grund Ihrer Angaben berechnet und 
monatlich im Voraus an Sie ausgezahlt wird. 

Mögliche Änderungen können sein: 
 Aufnahme einer Arbeit bzw. Ausbildung oder Wechsel des Arbeits- bzw. Ausbildungsplatzes 
 Änderung des Einkommens 
 Änderung der Miethöhe 
 Umzug 
 Zuzug oder Wegzug eines Haushaltsangehörigen (z. B. Kinder oder Lebensgefährten) 
 Abwesenheit (Kur-, Krankenhausaufenthalt, allgemeine Ortsabwesenheit o. ä.) 
 Änderung des Familienstandes (Heirat, Scheidung o. ä.) 
 Schwangerschaft 
Sollten Sie arbeitsunfähig erkranken, haben Sie uns hierüber bereits ab dem ersten Krankheitstag 
zu informieren und ab dem dritten Krankheitstag eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
vorzulegen.  
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Sollten Sie Ihre Mitteilungspflicht nicht im ausreichenden Maße nachkommen, und uns 
Tatsachen, die für die Leistungserbringung erheblich sind, nicht angeben, können wir Ihre 
Leistungen ganz oder teilweise versagen oder entziehen. 

Wir weisen Sie in diesem Zusammenhang auch daraufhin, dass wir die zu Unrecht gewährten 
Leistungen von Ihnen zurückfordern müssen, wenn Sie Änderungen nicht mitteilen. 

Auch werden wir Personen, die vorhandenes Einkommen oder Vermögen verschweigen 
und hierdurch Bürgergeld in unberechtigter Höhe erhalten, wegen des Verdachts auf 
Sozialleistungsbetrug bei der Staatsanwaltschaft anzeigen. 
Wichtiger Hinweis: 
Bitte beachten Sie, dass Leistungen auf Bürgergeld nur befristet bewilligt werden. Den für 
Sie geltenden Bewilligungszeitraum können Sie Ihrem Bewilligungsbescheid entnehmen. 
Sollten Sie danach noch hilfebedürftig sein, wenden Sie sich bitte rechtzeitig (ca. 6 Wochen) 
vor dem Bewilligungsende an Ihr Kommunales Center für Arbeit - Jobcenter - oder Ihre 
Stadt- bzw. Gemeindeverwaltung. 
Stellen Sie Ihre Anträge immer rechtzeitig bevor Sie eine Zahlungsverpflichtung eingehen. 
Diese Regelung gilt für alle Leistungen nach dem SGB II (so z. B. auch für notwendige 
Fahrtkosten zur Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme). Eine nachträgliche 
Bewilligung ist nicht mehr möglich. 
Hinweise bei Vorlage von Kontoauszügen: 
Bei der Vorlage von Kontoauszügen dürfen Sie grundsätzlich Schwärzungen vornehmen. Schwärzungen sind 
nur bei Ausgabenbuchungen zulässig, nicht bei Einnahmen. Geschwärzt werden dürfen dabei nur bestimmte 
Passagen des Empfängers und des Buchungstextes. Dabei muss der zu Grunde liegende Geschäftsvorgang für die 
Prüfung durch das Jobcenter plausibel bleiben. So ist z.B. bei der Überweisung von Mitgliedsbeiträgen für 
politische Parteien eine Schwärzung des Namens einer Partei in einem Kontoauszug zulässig, wenn als 
Verwendungszweck „Mitgliedsbeitrag" erkennbar bleibt. Die von Ihnen vorgelegten Kontoauszüge dürfen in Kopie 
in den Akten des Jobcenters aufbewahrt bzw. gespeichert werden, wenn den Kontoauszügen Tatsachen zu 
entnehmen sind, die sich unmittelbar auf die Anspruchsvoraussetzungen der von Ihnen beantragten Leistungen 
nach dem SGB II auswirken. Über die Aufbewahrung/Speicherung Ihrer Kontoauszüge entscheidet das 
zuständige Jobcenter. Sofern eine Aufbewahrung/Speicherung nicht erforderlich, erhalten Sie Ihre Kontoauszüge 
oder Kopien davon zurück oder Kopien werden datenschutzkonform vernichtet. 
 
II. Hinweise zum Leistungsumfang: 
Die Leistungen zum Lebensunterhalt in Form von Bürgergeld richten sich im Wesentlichen nach 
den gesetzlichen Regelbedarfssätzen und den zu berücksichtigenden Unterkunftskosten. 
Vorhandenes Einkommen und die gesetzlichen Freigrenzen übersteigendes Vermögen wird 
hierauf angerechnet. Schulden können nicht berücksichtigt werden. 
Das Bürgergeld wird erwerbfähige Leistungsberechtigten sowie den ggf. in 
Bedarfsgemeinschaft lebenden Familienangehörigen gewährt. Erwerbsfähig sind Personen 
zwischen dem 15. Lebensjahr und dem jeweiligen Renteneintrittsalter (zwischen 65 - 67 Jahren 
entsprechend ihrem Geburtsjahr), sofern sie gesundheitlich in der Lage sind, täglich mindestens 
3 Stunden einer Beschäftigung nachzugehen. Sollte Ihre Erwerbsfähigkeit eingeschränkt 
sein, fügen Sie Ihrem Antrag bitte ein ärztliches Attest bei. 
Mit den ausgezahlten Leistungen und Ihrem eigenen Einkommen sind u. a. folgende 
Ausgaben zu decken: 

 Miete (evtl. einschließlich Heizkosten) 
 Lebensmittel 
 Strom 
 Persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens (incl. Drogeriebedarf) 
 Zuzahlungen zu medizinischen Leistungen 
 Ergänzungsbedarf an Bekleidung, Wäsche, Hausrat, Mobiliar, Haushaltsgeräten, 

allgemeiner Schulbedarf der Kinder 
 Ausgaben für besondere familiäre Anlässe 
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Bei Bedarf können Sie zusätzliche Leistungen erhalten für: 
 Nebenkostennachzahlungen aus der Betriebskostenabrechnung 
 Verbrauchskosten für Einzelheizungen (sofern keine monatlichen Vorauszahlungen übernommen 

werden) 
 Erstausstattung für Wohnung einschließlich Haushaltsgeräte 
 Erstausstattung für Bekleidung einschließlich Schwangerschaftsbekleidung und 

Erstlingsausstattung 
Für Kinder und Jugendliche können ferner folgende Leistungen für Bildung und Teilhabe 
beantragt werden:  

 ein- und mehrtägige Ausflugsfahrten von Schulen und Kindertagesstätten 
 Fahrtkosten für Schüler/innen nach der 10. Klasse (sofern diese nicht bereits durch das 

Schulamt übernommen werden), 
 angemessene Lernförderung (Nachhilfe, sofern die Erreichung des Klassenziels gefährdet ist) 

 gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Schulen und Kindertagesstätten 
 Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben (z.B. Mitgliedsbeiträge in Sportvereinen) 

Stellen Sie Ihre Anträge immer rechtzeitig, damit geprüft werden kann, ob eine Förderung 
möglich ist. Bitte beachten Sie, dass im Nachhinein keine Beihilfen für bereits angeschaffte 
Gegenstände bzw. bereits gedeckte Bedarfe bewilligt werden können. 
Zweckbestimmte Leistungen (z.B. Kosten der Unterkunft, Heizkosten, einmalige Beihilfen) dürfen 
von Ihnen auch nur für diesen Zweck verwandt werden. Andernfalls erfolgt von uns eine 
Rückforderung der Leistungen. 
Kranken- und Pflegeversicherung: 
Während des Bezuges von Bürgergeld sind Sie grundsätzlich in der gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung pflichtversichert, soweit für Sie nicht die Versicherung im Rahmen einer 
Familienversicherung möglich ist. Die pauschalierten Kranken- und Pflegeversicher-
ungsbeiträge zahlen wir in der gesetzlich vorgeschriebenen Höhe direkt an Ihre 
Krankenkasse. Werden Leistungen nur als Darlehen oder als einmalige Leistungen gewährt, 
besteht keine Versicherungspflicht. 

Grundsätzlich melden wir Sie bei der Krankenkasse an, bei der Sie vor dem 
Leistungsbezug versichert waren. Bestand für Sie vor dem Bezug von Bürgergeld keine 
Mitgliedschaft in einer Krankenkasse, melden Sie sich bitte bei einer gesetzlichen 
Krankenkasse an und legen Sie uns die Mitgliedschaftsbescheinigung vor. Sollten Sie dieses 
Wahlrecht nicht ausüben, werden Sie von uns einer Krankenkasse zugeordnet. 
Sollten Sie eine private Kranken- und Pflegeversicherung besitzen, besteht für 
Bezieher/innen von Bürgergeld ein Sonderkündigungsrecht. Sollten Sie weiterhin bei ihrer 
privaten Krankenkasse versichert sein wollen, muss eine Befreiung von der Versicherungspflicht 
beantragt werden. Der Antrag von der Befreiung ist bei der gesetzlichen Krankenkasse 
zu stellen, bei der Sie vor dem Wechsel in eine private Krankenversicherung versichert 
waren. Wenn eine solche Krankenkasse nicht vorhanden ist, dann bei einer gesetzlichen 
Krankenkasse Ihrer Wahl. 
Der Zuschuss zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung ist auf die Höhe begrenzt, die 
bei einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung zu 
zahlen wäre. 
Werden Leistungen nur als Darlehen oder als einmalige Leistungen gewährt, besteht 
hingegen keine Versicherungspflicht. 
Rentenbeiträge: 
Zeiten der Arbeitslosigkeit werden rentenrechtlich als Anrechnungszeiten berücksichtigt. 
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III. Eingliederung in Arbeit: 
Die Leistungen des Bürgergeldes, Grundsicherung für Arbeitssuchende nach den Bestimmungen 
des SGB II sind nach dem Grundsatz des Förderns und Forderns aufgebaut. Zu unseren 
Aufgaben gehört Ihre Beratung. Im Rahmen der Beratung wird gemeinsam mit Ihnen eine 
individuelle Strategie mit dem Ziel der nachhaltigen Eingliederung in Arbeit festgelegt und deren 
schrittweise Umsetzung begleitet. Hierzu werden wir gemeinsam mit Ihnen einen 
Kooperationsplan erarbeiten. Diese Aufgabe können wir jedoch nur erfüllen, wenn Sie an 
Beratungsgesprächen teilnehmen. Hierzu gehört auch, dass Sie zu ärztlichen oder 
psychologischen Untersuchungsterminen erscheinen. Auch sind Sie dazu verpflichtet, in eigener 
Verantwortung alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung Ihrer Hilfebedürftigkeit 
auszuschöpfen und aktiv an allen Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit mitzuwirken. Im 
Rahmen der vorrangigen Selbsthilfe und Eigenverantwortung sollen Sie Ihre eigenen Potenziale 
nutzen und Leistungen anderer Träger in Anspruch nehmen.  

IV. Minderungen: 
Sind Sie zur Mitwirkung nicht bereit und können Sie auch keinen wichtigen Grund für Ihr Verhalten 
darlegen oder nachweisen, ist das Bürgergeld zu mindern. Die Minderungshöhe und Dauer ist 
gestaffelt und liegt zwischen 10% Ihres Regelbedarfs für 1 Monat und 30% Ihres Regel-
bedarfs für 3 Monate. Um Minderungen zu vermeiden bitten wir Sie, Ihrer Mitwirkungs-
pflicht immer uneingeschränkt nachzukommen bzw. sollte dies einmal nicht möglich sein, 
uns umgehend und unaufgefordert den Hinderungsgrund mitzuteilen. Von einer Minder-
ung kann in Ausnahmefällen abgesehen werden, wenn diese für Sie eine außergewöhn-
liche Härte darstellt bzw. wenn Sie überzeugend darlegen, in der Zukunft mitzuwirken. 
V. Informationen zum Kontopfändungsschutz: 
Sofern Ihr Girokonto gepfändet oder eine Pfändung droht, können Sie bei Ihrer Bank oder 
Sparkasse beantragen, dass das bestehende Girokonto in ein Pfändungsschutzkonto 
umgewandelt wird. Auf das Pfändungsschutzkonto eingehende Zahlungen sind dann bis zur 
Höhe von 1.491,75 € (Grundfreibetrag, Stand 01.07.2024) vor Kontenpfändungen geschützt. 
Sozialleistungen muss Ihnen die Bank/Sparkasse innerhalb von 14 Tagen auch dann (in voller Höhe 
abzüglich Kontoführungsentgelt) auszahlen, wenn das Pfändungsschutzkonto überzogen ist. 
Der pfändungsfreie Grundfreibetrag kann erhöht werden, wenn: 

 Sie Unterhaltsverpflichtungen haben und erfüllen und/oder 
 Sie Sozialleistungen für Personen erhalten, die mit Ihnen zusammenwohnen. 

Der Grundfreibetrag wird dann auf folgende Monatsbeträge (Stand 01.07.2024) erhöht: 
 2.053,18 € (bei 1 weiteren Person)  
 2.365,96 € (bei 2 weiteren Personen)  
 2.678,74 € (bei 3 weiteren Personen) 
 2.991,52 € (bei 4 weiteren Personen) 
 3.304,30 € (bei 5 weiteren Personen) 

Wenn Kindergeld auf Ihrem Konto eingeht, wird dieses zusätzlich freigegeben. 
Was müssen Sie tun? 
 Wenn Sie ausschließlich Sozialleistungen beziehen 

Belegen Sie Ihrer Bank bzw. Sparkasse den Bezug von Sozialleistungen für Mitglieder Ihrer 
Bedarfsgemeinschaft oder auch den Eingang von Kindergeld auf dem Pfändungsschutzkonto. Das 
wird von den meisten Banken akzeptiert. 

 Wenn Sie neben Sozialleistungen andere Einkünfte (z.B. Arbeitseinkommen) beziehen: 
Lassen Sie sich eine Bescheinigung ausstellen. Eine entsprechende Bescheinigung können Sie 
bei Bedarf erhalten von der Schuldnerberatungsstelle des Diakonischen Werkes 
 

o 63457 Hanau (Wolfgang), Green Building, Marie-Curie-Straße 1, (Tel.: 06181/923400) 
o 63571 Gelnhausen, Bahnhofstr. 12 (Tel.: 06051/883696) 
o 36381 Schlüchtern. Dreibrüderstraße 1, (Tel.: 06181-92340-95) 

 

Ferner können auch die Sozialleistungsträger (z. B. das Kommunale Center für Arbeit), die 
Familienkasse, Ihr Arbeitgeber oder Rechtsanwälte die Bescheinigung ausstellen. Rechtsanwälte 
verlangen hierfür ggf. eine Gebühr. Finden Sie vor Ort keine bescheinigende Stelle, hat das 
Vollstreckungsgericht den erhöhten Freibetrag zu bestimmen. 

Unsere Mitarbeiter/innen sind gerne bereit, Sie hierzu zu beraten. 
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VI. Soziale Vergünstigungen:  
Bürgergeldbezieher können die Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht beantragen. Die 
Antragsunterlagen können Sie von der örtlichen Stadt- und Gemeindeverwaltung sowie in den 
Servicebüros der Kommunalen Center für Arbeit - Jobcenter – erhalten. Sie können die 
Gebührenbefreiung aber auch direkt online unter folgender Internetadresse beantragen 
(www.rundfunkbeitrag.de). 
Sofern Sie über einen Telefonanschluss verfügen können Sie die Ermäßigung der Gebühren 
beantragen. Bitte wenden Sie sich hierzu an das nächstgelegene Kundendienstzentrum der 
Deutschen Telekom. 
Mit der Bewilligung des Bürgergeldes erhalten Sie eine Bescheinigung mit der Sie einen Abo-
Vertrag für eine durch das Land Hessen vergünstigte personengebundene Fahrkarte für den 
öffentlichen Personennahverkehr mit dem Geltungsbereich und den Tarifbestimmungen des 
Deutschlandtickets in den Verbünden RMV, NVV und VRN abschließen können. Weitere 
Informationen zum Hessenpass mobil, den Tarif- und Vertragsbedingungen sowie den 
Verkaufsstellen finden Sie unter www.hessenpass-mobil.de. 
Einige Städte und Gemeinden sehen für die Benutzung öffentlicher Einrichtungen Ermäßigungen 
für Bürgergeldbezieher vor. Bitte erfragen Sie bei Ihrer Stadt- oder Gemeindeverwaltung, ob Sie 
dort Vergünstigungen beanspruchen können. 
Um Ihnen die im Kreisgebiet vorhandenen ergänzenden Beratungs- und Hilfsangebote 
zugänglich zu machen, haben wir auf den nachfolgenden Seiten die wichtigsten Beratungsstellen, 
deren Adressen sowie Telefonnummern aufgeführt, die Ihnen bei spezielle Problemlagen 
kompetente Hilfe und Beratung anbieten oder vermittelt können. Weitere Hilfs- und. 
Beratungsangebote in Ihrer Wohnortnähe können Sie bei Ihrer Gemeinde- bzw. Stadtverwaltung 
und durch den/die für Sie zuständigen Fallmanager/in oder Sachbearbeiter/in erfragen. 
 
Ihr Kommunales Center für Arbeit 
- Jobcenter -   

http://www.rundfunkbeitrag.de).
http://www.hessenpass-mobil.de
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Kontaktadressen wichtiger Hilfs- und Beratungsangebote 
(weitere und spezielle Hilfsangebote können bei den Gemeinden- bzw. Stadtverwaltungen und dem Main-Kinzig-Kreis erfragt werden) 

 

Organisation: Beratungsangebot/e: Adresse / Telefon: 
Arbeiterwohlfahrt  Erziehungsberatung 

 Jugend- und Drogenberatung 
 Familien• und Frauenbildung 

Kreisverband Main-Kinzig e.V. 
Chatillonerstraße 81, 
63607 Wächtersbach 
Tel. 06053/809351 

ASK Familienberatungsstelle    Familien-, Kinder- und Jugendberatung im Altkreis Hanau Am Pedro-Jung-Park 11, 63450 Hanau  
Tel. 06181/27066620 

Behindertenrat    Die Sprechstunde des Behindertenrates findet  
   Mo-Mi 10-13 Uhr und Do 14-18 Uhr statt. 
   Telefonische Voranmeldung ist erforderlich 

Barbarossastraße 24, 63571 Gelnhausen,  
Zimmer A.02.129,  
Tel.: 06051/85-12368 

BWMK 
(Behindertenwerk Main-Kinzig 
e.V.) 

   Beratung, Förderung und Betreuung von Menschen mit 

   
Beeinträchtigungen 
 Wohnen 
 Arbeiten 
 Familienentlastender Dienst 

Vor der Kaserne 6,  
63571 Gelnhausen  
Tel.: 06051/9218-1000 

Beratungshilfe/ 
Prozesskostenhilfe 

   Rechtsberatung durch Rechtspfleger z. B. in Arbeits-, 
   Verwaltungs- und Zivilrecht 
 

Amtsgerichte: 
 Hanau 06181/2970 
 Gelnhausen 06051-8290 
 Schlüchtern 06661/1580 

Blindenbund  Beratung und persönliche Betreuung 
 Hilfestellung zur Rehabilitation von Betroffenen. 

Steinheimer Straße 1, 63450 Hanau 
Tel.: 06181/956663 

Büro für Frauenfragen und 
Chancengleichheit  MKK 

Beratung und Unterstützung von Frauen und Männern im Beruf 
und Partnerschaft,  Kinderbetreuung sowie Chancengleichheit 

Main-Kinzig-Kreis, Barbarossastraße 24, 
63571 Gelnhausen, Frauenbüro, 
Tel.: 06051/85-12316 

Caritas  Suchtberatung   Im Bangert 4, 63450 Hanau,  
Tel.: 06181/923350 

 
 Herzbachweg 65, 63571 Gelnhausen 

Tel.: 06051/92450 

 Altenberatung, Familien- und Jugendberatung 
 Kur- und Erholung für Frauen 
 Migrationserstberatung, Jugendmigrationsdienst 
 Nichtsesshafte, Wohnungslose 
 Allgemeine Lebensberatung 

Deutsches Rotes Kreuz 
Gelnhausen 

 Migrationserstberatung Frankfurter Str. 34, 63571 Gelnhausen 
Tel.: 06051/480024 

Diakonisches Werk  
 

 Familien und Paarberatung  Friedrich-Wilhelm-Straße 6,  
63607 Wächtersbach  
Tel.: 06053/7077820 
 

 Flüchtlingsberatung 
 Frauenberatung / Vermittlung von Müttergenesungskuren 
 Senioren- und Angehörigenberatung 
 Kirchl. Allgemeine Sozial- und Lebensberatung (KASL) 

Diakonisches Werk  
 

 Jugend- und Drogenberatung 
 Erziehungsberatung 
 Ehe-, Familien- und Lebensberatung 
 Suchtberatung für Erwachsene 
 Migrationserstberatung 
 Schuldnerberatung 
 Kreisstelle für allg. soziale Beratung 

 Marie-Curie-Straße 1, 63457 Hanau, Tel.: 
06181/9234050 (Schuldnerberatung für 
Personen aus der Stadt Hanau und Altkreis 
Hanau) 

 Bahnhofstr. 12, 63571 Gelnhausen, Tel.: 
06051/883696 (Schuldnerberatung für 
Personen aus den Altkreisen Gelnhausen 
und Schlüchtern 

direct-Beratungszentrum  Beratung in Krisen, psychischer Erkrankung, Behinderung und 
Arbeit 

 Unterstützte Kommunikation  

Hailerer Straße 25, 63571 Gelnhausen 
Tel.: 06051-9218-500 

Frauenhandbuch  Beratungsangebote für Frauen Main-Kinzig-Kreis, Barbarossastraße 22, 
63571 Gelnhausen Frauenbüro,  
Tel.: 06051/85-12316 

Frauen helfen Frauen e.V.  Frauenhausberatungsstelle  Hanau, Tel.: 06181/12575 
 Wächtersbach, Tel.: 06053/708757 

Gesundheitsamt   Betreuungsstelle 
 Mütterberatung 

 Main-Kinzig-Kreis, Gesundheitsamt, 
Barbarossastraße 24, 63571 Gelnhausen 
Tel.: 06051-85-12434  Sozialpsychiatrischer Dienst 

 Vermittlung von Hilfen / Beratung für Behinderte u. a. in der 
Jugend- und Amtsärztlichen Sprechstunde 

 Aids-Beratung 
 Hilfe für Frauen in der Prostitution 

Hanauer Hilfe  Beratung für Opfer und Zeugen von Straftaten Salzstraße 11, 63450 Hanau 
Tel.: 06181/24871 oder 22026 

Info-Broschüren für ältere 
Bürger/innen im Main-
Kinzig-Kreis 

 Beratungs- und Hilfsangebote 
 Freizeitangebote 
 Versorgungsangebote bei Krankheit und 

Pflegebedürftigkeit  

Main-Kinzig-Kreis, Leitstelle für ältere Bürger, 
Barbarossastraß0e 24, 63571 Gelnhausen 
Tel.: 06051/85-16160 oder 16130 oder 16161 

Informationen bei 
Aufnahme im Pflegeheim 

 Informationen über die Gewährung von Sozialhilfe Main-Kinzig-Kreis, Barbarossastr. 24, 63571 
Gelnhausen, Sozialamt, Tel.: 06181/85-0 

Internationaler Bund  Jugendmigrationsdienst Marktstr. 3, 63450 Hanau 
Tel.: 06181/923080 

Jugendamt  Allgemeiner Sozialer Dienst 
 Erziehungsberatung  
 Sozialpädagogische Familienhilfe 
 Trennungs- und Scheidungsberatung 
 Beratung für Betroffene von sexuellem Missbrauch / 

körperlicher Misshandlung 

Main-Kinzig-Kreis, Jugendamt 
Barbarossastr. 24, 63571 Gelnhausen 
Tel.: 06051/85-0 
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Kontaktadressen wichtiger Hilfs- und Beratungsangebote 
(weitere und spezielle Hilfsangebote können bei den Gemeinden- bzw. Stadtverwaltungen und dem Main-Kinzig-Kreis erfragt werden) 

 

Organisation: Beratungsangebot/e: Adresse / Telefon: 
Lawine e.V.  Beratung für Betroffene von sexuellem Missbrauch / 

sexueller Ausbeutung 
Chemnitzer Straße 20, 63452 Hanau 
Tel.: 06181/256602 

Lebensgestaltung e.V.  Beratung für psychisch kranke Menschen bis zum 65. 
Lebensjahr, die für eine selbständigen Lebensführung 
Unterstützung benötigen.  

Nordstr. 88, 63450 Hanau 
 Betreutes Wohnen, Tel.: 06181/ 

9283-20 oder 21  
 Tagesstätte, Tel.: 06181/928326 
 Psychosoziale Kontakt- und 

Beratungsstelle, Tel.:06181/1890990 
Leitstelle „Wohnen“  Beratung bei drohendem Wohnungsverlust Main-Kinzig-Kreis, Barbarossastr. 24, 63571 

Gelnhausen 
Tel.: 06051/85-14395 

Lichtblick  
Stiftung der ev. Marien-
kirchengemeinde zu Hanau 

 Beratung für wohnungs- und obdachlose Menschen 
 Gesprächskreis für Frauen 
 Gesprächsangebot für Männer 
 Schuldnerberatung 
 Begleitetes, betreutes Wohnen 
 Wohnraumhilfe 

Am Goldschmiedehaus 1, Dietrich 
Bonhoeffer Haus, 63450 Hanau 
Tel.: 06181/92317-0 
Fax: 06181/92317-23 

Paritätischer  
Wohlfahrtsverband 

 Selbsthilfe- und Beratung 
 Seniorenhilfe 
 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
 Behindertenhilfe 

Landesverband Hessen e.V. Eschersheimer 
Landstraße 10, 60322 Frankfurt/M. 
Tel.: 069/9552620 

Pflege und Rehabilitation  Beratung und Leistungen bei Unterbringung in 
Pflegeheimen und im Rahmen der Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen 

Main-Kinzig-Kreis, Barbarossastr. 24, 63571 
Gelnhausen 
Tel.: 06051/85-14132 

PRO-Familia  Information und Beratung zur Verhütung, Schwangerschaft 
/-abbruch 

 Beratung über soziale Hilfen 
 Sexualberatung 
 Beratung bei Partnerschaftsproblemen und persönlichen 

Krisen 

 Vor dem Kanaltor 3, 63450 Hanau 
         Tel.: 06181/21854 
 Unter den Linden 15, 36381 Schlüchtern 
         Tel.: 06661/2071 

Psychosozialer Wegweiser 
 

 Familien- u. Jugendberatung 
 Beratung bei sozialen und seelischen Problemlagen 
 Suchtberatung 
 Seniorenberatung 

Gesundheitsamt, Main-Kinzig-Kreis, 
Barbarossastraße 24, 63571 Gelnhausen 
Tel: 06051-850 
 

Psychosoziales Zentrum 
Rosengarten 
 

 Psychosoziale Kontakt- und Beratungsstelle: Begleitende 
Einzelgespräche, Paar- und Familienberatung für 
Menschen in Lebenskrisen und Menschen mit psychischen 
Krankheiten sowie Beratung von Angehörigen.  

 Betreutes Wohnen und Tagesstätte für psychisch erkrankte 
Erwachsene:  Hilfe bei der Alltagsbewältigung und 
Tagesstrukturierung 

Dreibrüderstraße 12, 36381 Schlüchtern,  
Tel.: 06661/7392010, Fax: 06661/917307, 
E-Mail: info@ psz-rosengarten.de 
 

Sekos Beratungsstelle für Selbsthilfegruppen und Menschen, die eine 
Selbsthilfegruppe suchen, u. a. 
 Suchtberatung 
 Angehörigenberatung 
 Hilfe bei der Beschaffung von Therapieplätzen 
 Nachsorge nach Therapie 
 psychosoziale Prävention 

 Kurt-Blaum-Platz 2, 63452 Hanau 
Tel.: 06181/255500 

 Bahnhofstr. 12, 63571 Gelnhausen 
        Tel.: 06051/4162 oder 4163 
 

Selbsthilfe Körperbehinderter 
Hanau/Gelnhausen e.V. 

 Behindertenberatung Am Rathaus 65 b, 63526 Erlensee, 
Tel.: 06183/915221  

Sozialdienst katholischer 
Frauen e.V. 

Beratung und Information 
 im existenziellen Schwangerschaftskonflikt 
 bei Fragen zur vorgeburtlichen Untersuchungen 
 bei Problemen und Konflikten in der Schwangerschaft, nach 

der Geburt oder nach einem Schwangerschaftsabbruch  
 bei sozialrechtlichen Fragen 
 bei finanziellen Problemen  

(Bundesstiftung Mutter und Kind / kirchliche Fonds) 
 in sexualpädagogischer Gruppenarbeit mit Jugendlichen 
 Mutter Kind-Treff  

 Friedrich-Str. 12, 63450 Hanau 
        Tel. 06181/364500 
 Bad Sodener Straße 52, 63628 Bad 

Soden-Salmünster, Tel. 06056/ 5402 

VdK  Allgemeine Beratung in Rentenangelegenheiten 
 Schwerbehindertenberatung 
 Beratung für Sozialrentner und Kriegsopfer   

 Hanau Steinheimer Str.1, Tel. 
06181/21096 (jeden Dienstag von 9-12 
Uhr) 

 Gelnhausen, Philipp Reis Str. 1-3, Tel.: 
06051/ 5606  

 Schlüchtern, Gartenstraße 5,  
Tel.: 06661/9700  

Telefonseelsorge  Anonyme seelsorgerische und beratende Gespräche  Tel.: 0800/1110111 
Tel.: 0800/1110222 

Versorgungsamt  Erziehungsgeld 
 Nachteilsausgleiche und Vergünstigungen für Behinderte 
 Schwerbehindertengesetz 
 Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz 

 für Hanau und Gelnhausen:  
         Hailerer Str. 25, 63751 Gelnhausen 
         Tel. 06051/4850 
für Schlüchtern, Marquart Straße 23-29, 36041 
Fulda, Tel.: 0661/ 62070 

Vormundschaftsgericht Einrichtung einer Betreuung nach dem Betreuungsgesetz Hanau, Tel.: 06181/297-0 
Gelnhausen, Tel.: 06051/829-0 
Schlüchtern, Tel.: 06661/1580 

 
 


